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321

Elektronische Aktenführung  
bei den Gerichten in Rheinland-Pfalz

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Justiz  
vom 22. Juni 2023 (1515/2-0001)*)

1 Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Justiz 
über die elektronische Aktenführung bei den Gerichten 
in Rheinland-Pfalz vom 29. September 2022 (1515/2-
0001) – JBl. S. 116 –, zuletzt geändert durch Verwal-
tungsvorschrift vom 24. April 2023 (1515/2-0001) – JBl. 
S. 42 –, wird wie folgt geändert:

 Der Tabelle in Nummer 1 wird folgende Nummer 6 an-
gefügt:

Nr. 
gemäß 
LVO

Gericht Verfahrens-
bereich

Datum

6. Finanzgericht 

Rheinland-Pfalz

In allen 

Verfahren.

10.07.2023

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 30. Juni 2023 in 
Kraft.

*) Die Änderungen werden in die konsolidierte Fassung im Landesrecht RPf einge-
arbeitet

3112

Durchführung der Schiedsamtsordnung
(VVzSchO)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Justiz und 
des Ministeriums des Innern und für Sport

vom 22. Juni 2023 (3180-0001)*)

1 Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Jus-
tiz und des Ministeriums des Innern und für Sport 
vom 29. Oktober 1991 (3180-4-13/91) - JBl. S. 241; 
2019 S. 150 -, zuletzt geändert durch Verwaltungs-
vorschrift vom 13. Oktober 2021 (3180-0001) - JBl.  
S. 74 -, wird wie folgt geändert:

1.1 In Nummer 7.3.2 Satz 2 Halbsatz 2 erhält der Klam-
merzusatz folgende Fassung: „(§ 1823 BGB)“.

1.2 Nummer 24.3 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Nummer 24.3.1 Satz 4 erhält der Klammerzusatz 
folgende Fassung: „(§ 1825 BGB)“.

1.2.2 In Nummer 24.3.1 Satz 5 Buchst. c erhält der Klam-
merzusatz folgende Fassung: „(§§ 1823, 1817 BGB)“.

1.2.3 Nummer 24.3.5 Satz 2 erhält folgende Fassung:
 „Die Einzelheiten ergeben sich aus den §§ 1643, 1848 

bis 1854 BGB.“

1.2.4 In Nummer 24.3.5 Satz 5 werden die Worte „3000 
EUR nicht übersteigt (§ 1822 Nr. 12 BGB)“ durch 
die Worte „6000 EUR nicht übersteigt (§ 1854 Nr. 6 
BGB)“ ersetzt.

1.3 Die Anlagen 5, 5a, 5b und 6 erhalten die aus der An-
lage zu dieser Verwaltungsvorschrift ersichtliche 
Fassung.

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft.

Verwaltungsvorschriften  
und Rundschreiben
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Anlage 5

(zu Nummer 2.9.1 VVzSchO)

über die Tätigkeit der Schiedsfrau/des Schiedsmanns ______________________

1

2

3 0

4

5

6

7

8

9 0

10

11 0

12

13

14

Anmerkungen:
Strafsachen:

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten:

1)

2)

3)

Es handelt sich dabei in erster Linie bzw. überwiegend um Sühneversuche i. S. v. § 380 StPO, in denen auch bürgerlich-rechtliche 
Streitigkeiten im Rahmen der obligatorischen Streitschlichtung enthalten sind.

Es handelt sich dabei in erster Linie bzw. überwiegend um Fälle bürgerlich-rechtlicher Streitigkeiten im Rahmen der obligatorischen 
Streitschlichtung, in denen auch Sühneversuche i. S. v. § 380 StPO enthalten sind.

Summe der Verfahren aus den Anlagen 5a und 5b.

Jahresbericht für das Jahr

in________________________ Bezirk _________________________________________________________________________________

darunter (Zeile 9) Zahl der Fälle obligatorischer Streitschlichtung 3)

Zahl der Fälle, in denen das Schlichtungsverfahren / der Sühneversuch Erfolg 
gehabt hat

Landgerichtsbezirk _______________________________________________________________________

S
t
r
a
f
s
a
c
h
e
n

Bestand der zu Beginn des Geschäftsjahres unerledigten Verfahren

Zahl der im Geschäftsjahr neu eingegangenen Anträge

Summe der Anträge

darunter (Zeile 3) Zahl der gemischten Fälle 1)

Zahl der Fälle, in denen der Sühneversuch Erfolg gehabt hat

Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind

Im Sinne von § 9 der Schiedsamtsordnung (SchO) sind nur diejenigen Verfahren zu erfassen, 
für welche die Partei zur Erhebung einer Privatklage von einem Strafgericht eine Bescheinigung
 über die Erfolglosigkeit des Sühneversuchs nach § 380 StPO benötigt.

Es sind Fälle fakultativer Streitschlichtung gem. § 31 SchO sowie die Verfahren, für welche die 
Partei zur Erhebung einer Zivilklage eine Erfolglosigkeitsbescheinigung nach § 4 LSchlG benötigt, 
zu erfassen. Verfahren, denen materiell eine der in § 380 StPO genannten Straftaten als Sach-
verhalt zugrunde liegt, jedoch lediglich eine Zivilklage erhoben werden soll (z.B. aufgrund Schadens-
ersatz oder Schmerzensgeldzahlungen), sind auch in der Anlage 5b zu erfassen. Die Summe 
der Daten aus Anlage 5a und 5b sind nur unter „Bürgerliche Rechtstreitigkeiten“ einzutragen.

Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind

Zahl der Streitschlichtungen ohne formelles Verfahren (sog. "Tür-und-Angel-Geschäfte")

B
ü
r
g
e
r
l
i
c
h
e
 

R
e
c
h
t
s
s
t
r
e
i
t
i
g
k
e
i
t
e
n

Bestand der zu Beginn des Geschäftsjahres unerledigten Verfahren

Zahl der im Geschäftsjahr neu eingegangenen Anträge  

Summe der Anträge

darunter (Zeile 9) Zahl der gemischten Fälle 2)

JV54 (Stand 08/2016)
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Anlage 6
(zu Nummer 2.9.2 VVzSchO)

Summe

1 0

2 0

3 0 0 0 0 0 0 0

4 0

5 0

6 0

7 0

8 0

9 0 0 0 0 0 0 0

10 0

11 0

12 0

13 0

14 0

15 0

Anmerkungen:
Strafsachen:

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten:

1)

2)

3)

Es handelt sich dabei in erster Linie bzw. überwiegend um Sühneversuche i. S. v. § 380 StPO, in denen auch bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten im Rahmen der obligatorischen Streitschlichtung enthalten sind.
Es handelt sich dabei in erster Linie bzw. überwiegend um Fälle bürgerlich-rechtlicher Streitigkeiten im Rahmen der obligatorischen Streitschlichtung, in denen auch Sühneversuche i. S. v. § 380 StPO enthalten sind.
Summe der Verfahren aus den Anlagen 5a und 5b.

Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind

Zahl der Streitschlichtungen ohne formelles Verfahren (sog. "Tür-und-Angel-Geschäfte")

Zahl der Schiedspersonen

Im Sinne von § 9 der Schiedsamtsordnung (SchO) sind nur diejenigen Verfahren zu erfassen, 
für welche die Partei zur Erhebung einer Privatklage von einem Strafgericht eine Bescheinigung
 über die Erfolglosigkeit des Sühneversuchs nach § 380 StPO benötigt.

Es sind Fälle fakultativer Streitschlichtung gem. § 31 SchO sowie die Verfahren, für welche die 
Partei zur Erhebung einer Zivilklage eine Erfolglosigkeitsbescheinigung nach § 4 LSchlG benötigt, 
zu erfassen. Verfahren, denen materiell eine der in § 380 StPO genannten Straftaten als Sach-
verhalt zugrunde liegt, jedoch lediglich eine Zivilklage erhoben werden soll (z.B. aufgrund Schadens-
ersatz oder Schmerzensgeldzahlungen), sind auch in der Anlage 5b zu erfassen. Die Summe 
der Daten aus Anlage 5a und 5b sind nur unter „Bürgerliche Rechtstreitigkeiten“ einzutragen.

darunter (Zeile 9) Zahl der gemischten Fälle 2)

darunter (Zeile 9) Zahl der Fälle obligatorischer Streitschlichtung 3)

Zahl der Fälle, in denen das Schlichtungsverfahren / der Sühneversuch Erfolg 
gehabt hat

darunter (Zeile 3) Zahl der gemischten Fälle 1)

Zahl der Fälle, in denen der Sühneversuch Erfolg gehabt hat

Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind

Bestand der zu Beginn des Geschäftsjahres unerledigten Verfahren

Zahl der im Geschäftsjahr neu eingegangenen Anträge  

Summe der Anträge

Lfd. Nr.

Schiedsamtsbezirk

Übersicht

der Geschäftsergebnisse der Schiedspersonen im Bezirk des Landgerichts

für das Jahr 

B
ü
r
g
e
r
l
i
c
h
e
 

R
e
c
h
t
s
s
t
r
e
i
t
i
g
k
e
i
t
e
n

S
t
r
a
f
s
a
c
h
e
n

Bestand der zu Beginn des Geschäftsjahres unerledigten Verfahren

Zahl der im Geschäftsjahr neu eingegangenen Anträge

Summe der Anträge

JV 53 (Stand 08/2016)
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Dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des 
zweiten Einstiegsamtes im Justizvollzug

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Justiz
vom 10. Juli 2023 (2400E-0007)*)

1 Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Jus-
tiz vom 15. März 2017 (2400 - 5 - 4) - JBl. S. 85; 2022  
S. 122 - wird wie folgt geändert:

1.1 Nummer 6.2 erhält folgende Fassung:
 „6.2 Eignung, Befähigung und fachliche Leistung sind 

anhand der Beurteilungsmerkmale im Beurteilungsbo-
gen zu würdigen. Für Beamtinnen und Beamte des all-

*) Die Änderungen werden in die konsolidierte Fassung im Landesrecht RPf einge-
arbeitet

 gemeinen Vollzugsdienstes ist der Beurteilungsbogen 
der Anlage 1 und für Beamtinnen und Beamte des Ver-
waltungsdienstes ist der Beurteilungsbogen der Anla-
ge 1a zu verwenden.“

1.2 Nummer 9.1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
 „Für die dienstliche Beurteilung nach Nummer 6.2 

sind die Beurteilungsbögen der Anlagen 1 und 1a zu 
verwenden.“

1.3 Der Verwaltungsvorschrift wird die aus der Anlage zu 
dieser Verwaltungsvorschrift ersichtliche Anlage 1a 
angefügt.

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft.



Anlage 1a 

Dienstbehörde:     Datum:           Seite 1 
Aktenzeichen:           

 
 

Dienstliche Beurteilung 
 

der Beamtinnen und Beamten des zweiten Einstiegsamtes im Justizvollzug (Verwaltungsdienst) 
 

Familienname, ggf. Geburtsname Vorname Geburtsdatum Amts-/Dienstbezeichnung 

                    

Behindert oder gleichgestellt:                      seit:                                        GdB:          

 
Jahr Bildungsabschlüsse Jahr Berufsabschlüsse 

                      

                      

                      

                      
 

Jahr Zusätzliche Qualifikationen/Fähigkeiten Anmerkung 

                 

                 

                 

                 
 

Einstellung Laufbahnprüfung Dienstlicher Werdegang 

Erst- 
eintritt 
AVD 

Eintritt in 
Beschäf-
tigungs- 
behörde 

Monat/ 
Jahr 

Ergebnis  Datum  Datum 

Note Punkte 
Anstellung       A 7       

(A 5)       A 8       

                            (A 6)       A 9       

 
 Regelbeurteilung letzte Beurteilung Beurteilungszeitraum 

 Bewerbung um Beförderung Datum Bewertung von bis 

 Versetzung 

                         Abordnung 

 sonst. 
Anlass:       

 
Dienstliche Verwendung im Beurteilungszeitraum  
(überwiegende Einsatzbereiche, zusätzliche Aufgaben von besonderem Gewicht) 
      

70



Name:      ,       Statusamt:  Datum:       Seite 2 
 
 

Beurteilung einzelner Merkmale 
 
 
Ausprägungen der Leistungen im jeweiligen Merkmal im Vergleich zu den Beamtin-
nen und Beamten der gleichen Besoldungsgruppe (Statusamt) 
 
 
 
 
1 Die Beamtin oder der Beamte im Ge-

samtgefüge des Justizvollzuges1)  
 
 be

so
nd

er
s 

st
ar

k 
au

sg
ep

rä
gt
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1.1 Behandlungsorientierung      

1.2 Sicherheitsorientierung      

1.3 Pflichtbewusstes und verantwortungsvolles Handeln                   
(Zuverlässigkeit)      

1.4 Belastbarkeit      

 1.4.1 körperliche       

 1.4.2 psychische      

1.5 Durchhaltevermögen      

1.6 Einsatzbereitschaft/Leistungsbereitschaft      

 1.6.1 im Dienst allgemein      
 1.6.2 bei der Übernahme notwendiger zusätzlicher 

Vertretungen und Sonderaufgaben       

1.7 Vielfältige Einsetzbarkeit      

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 
 

1) Nicht beurteilbare Merkmale sind unter Angabe der Gründe zu streichen 
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Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 3 
 
 
 
2 Persönliche Kompetenz 1) 
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2.1 Fähigkeit, Probleme/Konflikte im Alltag sachgerecht zu 
lösen      

2.2 Frustrationstoleranz, Fähigkeit zur Bewältigung von 
Belastungen      

2.3 Fähigkeit zur Selbstkritik      

2.4 Fähigkeit zum Umgang mit Fremdkritik      

2.5 Fähigkeit, sich auf neue Situationen einzustellen      

2.6 Kontaktfähigkeit      

2.7 Fähigkeit zum selbstständigen Handeln      

2.8 Bereitschaft zur Übernahme von zusätzlicher Verantwor-
tung      

2.9 Bereitschaft, ohne direkte dienstliche Anordnung tätig zu 
werden (Engagement)      

2.10 Entwickeln brauchbarer eigener Vorstellungen (Initiative)      

2.11 Lernbereitschaft und Fähigkeit, sich umzustellen      

2.12 Fähigkeit, situationsangemessen aufzutreten      

2.13 Fähigkeit, sich situationsangemessen durchzusetzen      

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 
 

1) Nicht beurteilbare Merkmale sind unter Angabe der Gründe zu streichen 
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Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 4 
 
 
 
3 Soziale Kompetenz  
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3.1 im Umgang mit Bediensteten1)  
 

3.1.1 Verhalten gegenüber Vorgesetzten      

 3.1.1.1  Loyalität zu Vorgesetzten/Dienstherrn      

 3.1.1.2  Kooperationsbereitschaft      

3.1.2 Verhalten gegenüber Kolleginnen und Kollegen      

 3.1.2.1  Kommunikationsfähigkeit und -bereitschaft      

 3.1.2.2  Teamfähigkeit      

3.1.3 Mitwirkung an positiver Arbeitsatmosphäre      

 
3.2 in Angelegenheiten der Gefangenen1) 

 
     

3.2.1 Beobachtungsfähigkeit      

3.2.2 Verstehen von sozialen Zusammenhängen      

3.2.3 Beachtung korrekter Umgangsformen      

3.2.4 Kompetenzen bei der Begründung des Verwaltungs-
handelns      

3.2.5 Situationsangemessene Balance zwischen Kon-
sequenz und sozialem Feingefühl/Fingerspitzengefühl      

3.2.6 Beachtung eines ausgewogenen Verhältnisses zwi-
schen behandlerischer Nähe und professioneller Dis-
tanz 

     

3.2.7 Angemessene Kontrolle der Umsetzung von Verwal-
tungshandeln      

 
3.3 im Umgang mit anstaltsfremden Personen1) 

 
     

3.3.1 Bürgerfreundliches (dienstleistungsorientiertes) Verhal-
ten      

3.3.2 Verhandlungsgeschick      

3.3.3 Situationsangemessene Balance zwischen Konse-
quenz und sozialem Feingefühl/Fingerspitzengefühl      

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 

1) Nicht beurteilbare Merkmale sind unter Angabe der Gründe zu streichen 
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Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 5 
 
 
 
4 Sachkompetenz (Arbeitsumfang, 

Arbeitsgüte)1)  
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4.1 Sorgfalt und Gründlichkeit      

4.2 Korrektes Berücksichtigen von Sicherheitsvorgaben      

4.3 Sicherheitsbewusstes Verhalten      

4.4 Arbeitstempo      

4.5 Bewältigung des Arbeitsumfangs      

4.6 Termingerechte Erledigung der Aufgaben      

4.7 Beachten von Zusammenhängen und Prioritäten im 
Arbeitsablauf      

4.8 Mündlicher Ausdruck      

4.9 Schriftlicher Ausdruck      

4.10 Fachkenntnisse      

4.11 Kenntnis der Vorschriften       

4.12 Fortbildungsbereitschaft       

4.13 Bereitschaft zur eigenen innerbetrieblichen Weiterent-
wicklung      

4.14 Engagement zur Erfüllung der Sollvorgaben       

 4.14.1 beim Übungsschießen      

 4.14.2 bei der waffenlosen Selbstverteidigung/Dienstsport      

4.15 Eingesetzte besondere Kenntnisse und Erfahrungen aus 
dem außerdienstlichen Bereich (bitte aufführen) 

 
     

                     

            

            

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 

1) Nicht beurteilbare Merkmale sind unter Angabe der Gründe zu streichen 
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Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 6 
 
 
 
5 Auffassungsgabe, Denk- und Urteils-

fähigkeit1)  
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5.1 Auffassungsgabe      

5.2 Fähigkeit, Sachgebiete zu überblicken      

5.3 Fähigkeit, Sachzusammenhänge zu erkennen      

5.4 Fähigkeit, sich ein eigenes Urteil zu bilden      

5.5 Fähigkeit, Entscheidungen treffen zu können      

5.6 Aufgeschlossenheit für nicht erlernte Fachgebiete      

5.7 Kreativität (Entwickeln eigener brauchbarer Vorstellun-
gen)      

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 
  

 
6 Führungsverhalten (soweit in Vorge-

setztenfunktion tätig)1)  
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6.1 Informationsweitergabe an die verschiedenen Hierar-
chieebenen      

6.2 Anleiten, Motivieren      

6.3 Kompetenz zur Gesprächsführung      

6.4 Angemessene Aufsicht, Kontrolle und Rückmeldung      

6.5 Organisationsvermögen      

6.6 Fähigkeit zu angemessener Delegation      

6.7 Entscheidungsvermögen      

6.8 Durchsetzungsvermögen      

6.9 Kompetenz bei Personalauswahl, -einsatz und -
beurteilung      

6.10 Übernahme der Führungsverantwortung und Präsentati-
on (nach innen und außen)      

 
Gegebenenfalls Anmerkungen, insbesondere zu Nr. 6.3 der BeurteilungsVV: 

      
 

1) Nicht beurteilbare Merkmale sind unter Angabe der Gründe zu streichen 
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Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 7 
 

 

Gesamtbeurteilung2) 
 
 

 
Die Leistung der Beamtin oder des Beamten wird mit  

 
  

                       
 
.   
 

bewertet 
 
 

Notenstufen: weit überdurchschnittlich, überdurchschnittlich, durchschnittlich, nicht immer  
durchschnittlich, nicht mehr durchschnittlich 

Die Angabe von Tendenzen erfolgt mit dem Zusatz „Tendenz zu .....:X1 oder X3“ bzw. „im mittleren 
Bereich der Notenstufe: X2“. Der Note ist das jeweilige Statusamt voranzustellen. 

 
 
Gegebenenfalls Anmerkungen zur Gesamtbeurteilung: 

      
 

 
 
Vorschlag für die weitere dienstliche Verwendung: 
 

 wie bisher 
 

        
 
 
 

 
 
 
________________________________________________________________________________ 

Name, Unterschrift der beurteilenden Beamtin oder des beurteilenden Beamten 
 
 
2) Bei der Gesamtwürdigung ist auch die unterschiedliche Bedeutung, die einzelne Beurteilungsmerk-

male für die verschiedenen Dienstposten haben, zu berücksichtigen. Das Gesamturteil darf nicht 
arithmetisch ermittelt werden. Es kann daher sowohl besser als auch schlechter ausfallen als das 
arithmetische Mittel der Einzelbewertungen. Es muss sich aber insgesamt mit deren Gesamtbild 
vereinbaren lassen. 

76



Name:      ,       Statusamt:  Datum:          Seite 8 

 
Eröffnung und Besprechung der dienstlichen Beurteilung 

 
 
 

 
Vorstehende dienstliche Beurteilung habe ich der Beamtin/dem Beamten am                                  
in vollem Umfang eröffnet. Eine Ausfertigung vorstehender Beurteilung wurde ausgehändigt. 
 
 
Auf die Möglichkeit, ein Mitglied des Personalrats an dem Gespräch zu beteiligen und zu verlangen, 
dass die dienstliche Beurteilung der Personalvertretung zur Kenntnis gebracht wird, bin ich gemäß 
§ 69 Abs. 8 LPersVG rechtzeitig hingewiesen worden. 
 
Mir ist auch erklärt worden, dass eine Beamtin oder ein Beamter nach einer Beförderung in eine 
neue Vergleichsgruppe eintritt. Vergleichsmaßstab für die Beurteilung ist das dann von der Beamtin 
oder dem Beamten in der neuen Besoldungsgruppe (Statusamt) zu fordernde höhere Leistungsni-
veau. Bei gleich bleibendem Leistungsstand führt die Beurteilung im neuen Amt regelmäßig zu 
einer niedrigeren Gesamtbeurteilung. 
 
 
Gegebenenfalls Anmerkungen: 

      

 
Das Beurteilungsgespräch führte:       
 
Gegebenenfalls Anmerkungen: 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
_________________________________ 
Name, Datum, Unterschrift 
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Interne Meldestelle der Justiz

Rundschreiben des Ministeriums der Justiz 
vom 11. Juli 2023 (3200E22-0007)

1. Zweck 

Ziel des Rundschreibens ist es, das Gesetz für einen bes-
seren Schutz hinweisgebender Personen (Hinweisgeber-
schutzgesetz) vom 31. Mai 2023 umzusetzen. 

Das Hinweisgeberschutzgesetz regelt den Schutz von 
natürlichen Personen, die im Zusammenhang mit ihrer 
beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld einer beruflichen 
Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt haben und 
diese an die vorgesehenen Meldestellen melden oder offen-
legen. Es soll Rechtsklarheit für Hinweisgeberinnen und 
Hinweisgeber darüber geschaffen werden, wann und durch 
welche Vorgaben sie bei der Meldung oder Offenlegung 
von Verstößen geschützt sind. Zugleich sind Vorgaben zum 
Umgang mit solchen Meldungen in dem Gesetz vorgesehen. 

§ 12 Abs. 1 des Hinweisgeberschutzgesetzes verpflich-
tet Beschäftigungsgeber mindestens eine Stelle für inter-
ne Meldungen einzurichten und zu betreiben, an die sich 
Beschäftigte zur Mitteilung von Informationen über Ver-
stöße wenden können. Ist ein Land Beschäftigungsgeber, 
bestimmen die obersten Landesbehörden Organisations-
einheiten in Form von einzelnen oder mehreren Behörden, 
Verwaltungsstellen, Betrieben oder Gerichten. Die Pflicht 
zur Einrichtung einer internen Meldestelle gilt sodann für 
die Einrichtung und den Betrieb der internen Meldestelle 
bei den jeweiligen Organisationseinheiten. Das vorliegende 
Rundschreiben regelt die Einrichtung einer internen Mel-
destelle der Justiz, an die sich Beschäftigte der Justiz wen-
den können.

2. Organisationseinheit und Anwendungsbereich

2.1. Die Justiz Rheinland-Pfalz bildet eine einheitliche 
Organisationseinheit im Sinne des Hinweisgeber-
schutzgesetzes in der jeweiligen Fassung. Diese um-
fasst die Gerichte, die Staatsanwaltschaften, die Ein- 
richtungen des Justizvollzugs, die Deutsche Richter-
akademie Trier, das Landesprüfungsamt für Juristen 
und das Ministerium der Justiz.

2.2. Der sachliche Anwendungsbereich des Rundschrei-
bens bezieht sich auf Meldungen über Verstöße im 
Sinne des § 2 des Hinweisgeberschutzgesetzes. 

2.3. Der persönliche Anwendungsbereich des Rundschrei-
bens bezieht sich auf Beschäftigte der Organisati-
onseinheiten der Justiz, den Organisationseinheiten 
der Justiz überlassenen Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer (§ 1 Hinweisgeberschutzgesetz) so- 
wie externe Seelsorgerinnen und Seelsorger und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter externer Suchtbera-
tungsstellen, die auf vertraglicher Grundlage im Jus-
tizvollzug tätig sind.

3. Interne Meldestelle der Justiz

3.1. Für die Justiz Rheinland-Pfalz wird eine interne Mel-
destelle im Sinne des § 12 des Hinweisgeberschutz-
gesetzes in der jeweils gültigen Fassung eingerichtet. 
Sie ist organisatorisch beim Ministerium der Justiz 
angesiedelt. 

3.2. Die Aufgaben und Befugnisse der internen Meldestel-
le richten sich nach § 13 und § 18 des Hinweisgeber-
schutzgesetzes in der jeweils gültigen Fassung.

3.3. Hinsichtlich der Unabhängigkeit der Tätigkeit und 
der Fachkunde der mit den Aufgaben einer internen 
Meldestelle betrauten Personen wird auf § 15 des 
Hinweisgeberschutzgesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung verwiesen. 

4. Meldekanäle 

Für die interne Meldestelle werden Meldekanäle einge-
richtet, über die sich Beschäftigte der Justiz Rheinland-
Pfalz an die internen Meldestellen wenden können, um 
Informationen über Verstöße zu melden. Der Meldekanal 
steht Beschäftigten und dem Beschäftigungsgeber über-
lassenen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
offen.

5. Information der Beschäftigten

Eine Information über die Einrichtung der internen Mel-
destelle und deren Erreichbarkeiten soll intern allen Be-
schäftigten der Justiz zur Verfügung gestellt werden. Sie 
wird darüber hinaus im Intranet der Justiz eingestellt wer-
den. 

6. Inkrafttreten

Das Rundschreiben tritt am 11. Juli 2023 in Kraft. 

Bekanntmachungen*)

Stiftung Rheinland-Pfalz für Opferschutz

Geschäftsbericht für das Geschäftsjahr 2022 
vom 4. Juli 2022 (0006E22-0003)

Die Gründung der Stiftung Opferschutz jährte sich am  
20. März 2022 zum 20sten Mal. Insgesamt wurden seit 2002 
über 750 Anträge an die Stiftung gestellt, die wiederum 
Zuwendungen in Höhe von über 510.000 EUR bewilligen 
konnte. 

Passend zu diesem Jubiläum konnte die Stiftung im Ge-
schäftsjahr 2022 eine Rekordzahl an Anträgen verzeichnen. 
51 Personen bzw. Organisationen haben Zuwendungsan-
träge an die Stiftung gestellt. Diese hat an insgesamt 25 
Antragstellende Zuwendungen in Höhe von 26.408 EUR 
bewilligt. Die Unterstützung für gemeinnützige Einrich-
tungen der Opferhilfe, insbesondere Frauenhäuser und 
Frauennotrufe, hat im Geschäftsjahr 2022 fast 30% er-
reicht.

Ebenfalls 2022 hat das Kuratorium eine Änderung der Stif-
tungssatzung sowie der Zuwendungsrichtlinien beschlos-
sen. Die Entscheidungsverfahren wurden vereinfacht und 
die Höchstsätze der möglichen Zuwendungen erhöht, was 
letztlich den Antragstellenden zu Gute kommt und einer 
unbürokratischen Opferhilfe dient.

Die Prüfung der Jahresrechnung 2022 durch das Ministe-
rium der Finanzen am 24. Mai 2023 ergab keine Beanstan-
dungen. Das Kuratorium der Stiftung hat dem Vorstand in 
seiner Jahressitzung am 28. Juni 2023 einstimmig Entlas-
tung für das Geschäftsjahr 2022 erteilt. Den ausführlichen 
Geschäftsbericht der Stiftung finden Sie im Internet unter 
www.stiftung-opferschutz.rlp.de.

Hauptvertrauensperson der  
schwerbehinderten Richterinnen und Richter

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
vom 24. Juli 2023 (7621E-0003)

Nachstehend bekannt gegeben wird die Hauptvertrau-
ensperson der Richterinnen und Richter:

Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht

Edith K r a u s e,

Verwaltungsgericht Trier.

Die Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz vom  
6. Juni 2019 (7621E-0005) – JBl. S. 104 – ist gegenstandslos.
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Personalnachrichten 
und Stellenausschreibungen

Bezirk des Oberlandesgerichts Koblenz

G e r i c h t e

40-jähriges Dienstjubiläum:
JAmtmann Wolfram   K o c h    in Worms, stellvertr. 

Schiedsfrau Birgit D a n y - P i e t s c h m a n n   in Mainz und 
Justizbeschäftigter Bernhard   B l ä s e r   in Bad Kreuznach

25-jähriges Dienstjubiläum:
ROLG Mechthild   S p i n l e r, VRLG Dr. Michael   

Ü b e r h o f e n   in Koblenz, JInsp. Sabine   L u l e y   in 
Worms und Justizbeschäftigte Carla    D a h e i m   in Kob-
lenz

Ernannt:
zur RLG: Ri. Laura   H e b l i n g   in Bad Kreuznach; 

zum JRechtsrat mit Amtszulage: JRechtsrat Alfred    
L o b ü s c h e r   in Trier; zum SozRat: SozAmtsrat Jürgen   
E r l e k a m p f   in Koblenz; zur JRechtsrätin: JAmtsrätin 
Esther   G u n s t   in Mainz; zum JRechtsrat: die JAmtsräte 
Christian   A b t   in Mainz und Andreas   S e s t e r h e n n    
b.d. OLG; zur JAmtsrätin: die JAmtfr. Silke   B o l d  in 
Mainz, Sabine   B o l l i g   in Trier, Miriam   D e  V i v o   b.d. 
OLG, Silke   H o m m e n   in Andernach, Petra   K a i s e r   
in Daun, Sabine   K i r s t e i n   in Bad Neuenahr-Ahrweiler, 
Hildegard   M a u s   in Alzey, Monika   M i c h e l s - V o g t   
in Koblenz und Hildegard   P f e i f f e r   in Wittlich; zum 
JAmtsrat: JAmtmann Jürgen   S c h a u ß   in Mainz; zur 
SozAmtsrätin: die SozAmtfr. Daniela Brigitte   C a s p e r   
in Koblenz, Kerstin   R e e s e   und Astrid   S e i b - M a r x   
in Mainz; zur JAmtfrau: die JOInsp. Jasmin   A r t h, Sarah   
M a i b a u m   und Lisa-Marie   S c h ä f e r   in Bernkastel-
Kues, Stefanie   B a r d o n s k i   b.d. OLG, Sara   E y l, 
Alexandra   K o n o p k a, Charmaine   L a n g  und Britta   
L a u b e r b a c h  in Koblenz, Meike  S c h u - M e e r f e l d    
in Bitburg, Carina   S t o f f e l   in Trier, Jennifer    
T h ö n e l t   in Betzdorf, Nicole   T i m m e   in Diez,  
Carolin   T h i e l e n   in Hermeskeil, Lisa Bettina   U r b a n    
in Montabaur, Ulrike   W a g n e r   in Wittlich, Eva    
W e r n e r   in Andernach und Michèle   W o l f   in Bin-
gen am Rhein; zum JAmtmann: die JOInsp. Maximilian  
B ü d e n h ö l z e r in Montabaur und Patrick M e i n h a r d    
in St. Goar; zur SozAmtfrau: die SozOInsp. Kathrin    
H o f f m a n n   und Tanja   M a n n w e i l e r   in Bad 
Kreuznach, Margarethe   I s a a k   und Maria   R o t h b e r g    
in Mainz, Cora   M ä n c h e r   in Koblenz; zur JOInsp.: die 
JInsp. Dhana   A l l m a n g   in Bad Sobernheim, Deborah   
B e c k e r   in Idar-Oberstein, Jasmin   B o w i e   in Worms, 
Marie-Claire   E r m e l   in Mainz, Saskia   E u l e n b a c h    
in Linz am Rhein, Franziska-Elisabeth  H o f f m a n n   in 
Andernach, Alexandra   K l a t t e n h o f f   und Hannah    
L a n d e r   in Bad Kreuznach, Annika   K o c h   und Mirjam    
W e r n e r   in Montabaur, Antonia   M i c h e l s in Koblenz, 
Johanna  S c h n e i d e r und Olivia  S t o l l e n w e r k    
b.d. OLG, Leonie Marie   S p e i c h e r - S a t t l e r   in 
Mayen und Jacqueline-Michelle   W a ß m u t h   in Betzdorf; 
zum JOInsp.: die JInsp. Sören-Sandor  G r o ß  in Saarburg, 
Christoph  S i m o n  in Daun, Daniel T h i e b e s   und 
Mario   W e i ß   in Neuwied; zur SozOInsp.: die SozInsp. 
Michaela   B a u s e l e r   und Stephanie   V o i g t m a n n    
in Koblenz und Carina   T h e i s e n   in Bad Kreuznach; 
zum SozOInsp.: SozInsp. Cornelius   E i s   in Koblenz; 
zur JInsp. mit Amtszulage: die JInsp. Bettina   B e c k e r,  
Gabriele   K e r n   und Sylvia   T r i e s   b.d. OLG (LJK),  
Heike B o r n   in Diez, Christel   D a b i j a   in Montabaur, 
Agnes   G e i s b ü s c h   in Mayen, Monika Susanne Elisabeth   
K r u p p   in Sinzig, Andrea  M ü l l e r  in Simmern, Rita   
N e i s i u s   in Daun, Ute   O h l i g   in Koblenz, Margit    
R u s e r t   in Westerburg und Annette   W e i n a n d   in 

St. Goar; zum JInsp. mit Amtszulage: die JInsp. Michael   
F r i e s   b.d. OLG und Peter   V o g t   in St. Goar; zur 
OGerVollz. mit Amtszulage: OGerVollz. Gabriele   L u x   
in Daun; zum OGerVollz. mit Amtszulage: die OGerVollz. 
Theodor   A l l e s   in Idar-Oberstein, Günter   M a r t i n i    
in Wittlich, Jörg   P u t h   in St. Goar und Manfred    
S t u r m   in Bad Kreuznach; zur JInsp.: die JHSekr. Nicole 
B a i t z e l, Beate B e r n a r d i, Ingrid   J u n g f l e i s c h,  
Susanne   K u r z, Christa   N o r m a n n  und Antonia    
W e i ß b r i c h   in Koblenz, Katja  E i c h   und Sabine    
R ü n z   in Neuwied, Andrea   G u t h   und Sabine   K ö n i g    
in Mainz, Silke Helga   K o s t e r   und Jutta Maria    
N i e s e l   in Trier, Heike   M i c h e l s   in Mayen, Stefanie   
R e u t e r  in Saarburg, Natalie  R o o t  in Andernach und 
Kerstin   S c h w a a b   in Wittlich; zum JInsp.: die JHSekr. 
Frank   B a r o n   in Koblenz, Hans-Werner   H a m m e s   
in Cochem und Thomas   W i n k l e r   in Idar-Oberstein; 
zur OGerVollz.: die GerVollz. Nicole Christa   B a u l i g  in 
Neuwied, Olga  G u w a   in Montabaur, Tanja M a y e r    
in Koblenz und Simone   W o l f   in Bad Kreuznach; zum 
OGerVollz.: die GerVollz. Thomas   E r s c h   in Neu-
wied, Christian   J a h n   in Idar-Oberstein und Thomas    
K o h l   in Altenkirchen; zur JHSekr.: die JOSekr. Andrea   
A l f a r e   und Sylvia   H o f m a n n   in Lahnstein, Saskia   
B e c k e r, Karoline   S c h m i d t   und Julia   S c h n e i d e r    
in Idar-Oberstein, Sandra   B e r f t, Uta   H a r t m a n n,  
Daniela   J ä c k l e, Angela   K o n r a d   und Nicole 
Charlotte  S c h m i t t  in Bad Kreuznach, Annika   
B e r s c h, Margret D e r e r, Katharina  N a p p  und Angela    
R o s e n b a c h   in Koblenz, Désirée  D ö h r   in Wittlich, 
Jennifer   H a g e n   in Cochem, Susanne   H i n z   und  
Sarah   M a r x   in Bernkastel-Kues, Annika   H o l s t   und 
Denise   J ä g e r   in Bingen am Rhein, Nadine   K a i r a t    
in Westerburg, Janina   L ö s c h   in Hermeskeil, Lilli    
L o r e n z - A l t e n h o f f   in Simmern, Kristina   M a r t é,  
Catherine Carla   R u d o l p h   und Olga   S t e i n k e   in 
Mainz, Sonja   M e r t g e n   in Neuwied, Nina   P i e s   und 
Angela   S t r u p p   in Trier, Natascha   S c h m i d t  b.d. 
OLG, Friederike   S c h n e i d e r   in Alzey, Julia   S c h w a r z    
in Betzdorf, Maike   T i e l t g e s   in Prüm und Julia   T o m    
in Montabaur; zum JHSekr.: die JOSekr. Jonathan   N i e s    
in Mainz, Kurt   R e m m e l   in Trier und Jens   S c h ü n e m a n n    
in Montabaur, Wolfgang   R e u t e r   in Koblenz; zur  
JOSekr.: die JSekr. Jeniffer   v o n   A m e l n   in Simmern, 
Kristina   B e r e d a   und Angelika   T s i t a k   in Alzey, 
Sarah Michaela   E s c h   in Cochem, Marie   G e i g e r,  
Jasmin   G r ü n i n g, Ann-Katrin   J o s e p h, Sabrina 
K i m m l i n g   und Deseré Anja   P o ß  in Trier, Eva  
Maria   G o l k e   und Lena Pauline  S t u r m   in Ander-
nach, Denise   H o f f m a n n   in Neuwied, Alina   H u b e r    
und Kim   S c h m i t t   bei dem OLG, Josephine   L e n z    
und Elina   W o l k e   in Koblenz, Joline   M i t t e r    
in Montabaur, Veronika   M ü n c h  und Solvejg  S o m m e r    
in Diez, Sina   N o l l  und Jessica   W e b e r   b.d. OLG 
(LJK), Merve  S ö z e n   in Wittlich, Jessica   S t r e c k   und 
Armanand   Z e q i r a j   in Mainz; zum JOSekr.: die JSekr. 
Dominik   H o m b e r g   in Neuwied, Stefan   P a u l u s   in 
Alzey und Jan-Eric   Z i m m e r m a n n   in Mainz, Andreas   
M a r x  in Trier; zum JSekr. (1. EA): die EJHWachtm. Dirk  
D 'A v i s   in Koblenz, Jürgen   A s b a c h   und Rene  H ü c k   
in Andernach, Michael   B o g e r   in Betzdorf, Marc  F ö r s t e r    
und Tim   J a b l o n s k i   in Bad Kreuznach, Andreas    
G e i ß   und Jürgen   W i e r s t o r f   in Mainz, Björn    
S c h i c h t e r i c h   in Bad Neuenahr-Ahrweiler, Stefan    
S c h m i t z   bei dem OLG, Michael   S p i c h a l   in Neu-
wied und Michael   W e i d i g   in Daun

Versetzt:
RAG – stVDirAG – Ingo   B u s s   als DirAG nach Wes-

terburg; EJHWachtm. Chantal   E l l er   in Mainz in den 
Geschäftsbereich der Präsidentin des Oberlandesgerichts 
Hamm
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Entlassen auf eigenen Antrag:

JSekr. Nadine   K u h n   in Idar-Oberstein

Ruhestand:
die DirAG Nikolaus   K a r s t   in Betzdorf und Hubert 

I c k e n r o t h   in Westerburg, VRLG Andreas R o l l   in 
Koblenz, RLG Max   S c h ä f e r   in Trier, die JAmtsrä-
te Burkhard   K o l m a r   b.d. OLG (LJK) und Hartmut    
W i r t z   in Bitburg, JInsp. Margit   H e l d   in Westerburg 
und JSekr. Klaus   S e i b e r t   in Betzdorf

Verstorben:
EJHWachtm. Sebastian   S c h a l l w i g   in Bad Kreuz-

nach

S t a a t s a n w a l t s c h a f t e n

40-jähriges Dienstjubiläum:
JInsp. Doris   R ü d e l   bei der GenStA Koblenz

25-jähriges Dienstjubiläum:
OStA Sandra   D e l l w o   b.d. GenStA, StAin Nicole    

H a a s s   in Mainz

Ernannt:
zum OStA: StA Dr. Peter K a r f e l d   in Bad Kreuznach; 

zum OAAnw. mit Amtszulage: OAAnw. Uwe   L i m b u r g    
in Koblenz; zur OAAnw.: die AAnw. Sabrina   F a ß i a n   in 
Trier, Anika   H a u d e   und Stefanie   M o l l   in Koblenz; 
zur AAnw. JAmtfrau Julia   B r a n d s c h e i d   in Trier; 
zur AAnw. JOInsp. Katharina   K e l l e r   in Mainz; zum 
JAmtsrat: JAmtmann Michael   K r e u t z   in Koblenz; zur 
JAmtfrau: JOInsp. Meike   S c h m o r l e i z   in Koblenz; 
zum JAmtmann: JOInsp. Rico   J o h n   in Koblenz; zur 
JOInsp.: die JInsp. Valerie   F e l t e n   und Lara   M ü l l e r    
in Mainz, Franziska   S t u t z   in Trier; zum JInsp. mit 
Amtszulage.: JInsp. Günter   W e i n z i e r l   in Koblenz; 
zur JInsp.: die JHSekr. Ilona   D e s o i   in Bad Kreuznach, 
Sandra   F r i t z, Brigitte   H a m m   und Birgit Maria    
P r a u s e   in Koblenz, Marina   K o n z   in Trier; zum 
JInsp.: die JHSekr. Reinhold   B a u l i g   in Koblenz und 
Torsten   S t r ä t e r   in Trier; zum JHSekr.: JOSekr. Chris-
toph   P i c k e l   in Koblenz; zur JHSekr.: die JOSekr. Silke    
S c h m i d t   und Sandra   S p i t z m ü l l e r   in Koblenz; 
zur JOSekr.: JSekr. Birsen   A z m a n   in Koblenz; zum 
JOSekr.: die JSekr. Christoph   B i t t n e r   in Bad Kreuz-
nach, Kai Alexander   F a l c h i - L o r e n z   in Mainz und 
Daniel   S c h ö n b e r g e r   in Trier; zum JSekr. (1. EA): 
EJHWachtm. Dieter   B u x   in Koblenz

Entlassen auf eigenen Antrag:
JSekr. Elvira   W a l t e r   bei der GenStA Koblenz

Ruhestand:
JRechtsrat Stefan   M o e l l e r   in Koblenz und JInsp. 

Manuela   R e e b   in Bad Kreuznach

N o t a r e

Entlassen aus dem Amt des Notars auf eigenen Antrag:
Notar Bernd   K u n z e   in Bad Kreuznach

Amtssitz verlegt:
Notar Ulrich   F e t h   von Wörrstadt nach Mainz

Bezirk des Pfälzischen Oberlandesgerichts Zweibrücken

G e r i c h t e

40-jähriges Dienstjubiläum:

Schiedsfrau Gudrun   M a t h e i s   in Pirmasens, JInsp. 
Rudolf   T h ü x   in Neustadt an der Weinstraße und JSekr.  
Armin   L a p p   in Zweibrücken, stellv. Schiedsmann  
Dr. Kurt  S e i b e r t  in Germersheim und Justizbeschäftigte  
Heike W a l t h e r   in Frankenthal (Pfalz)

25-jähriges Dienstjubiläum:

RLG Eva  v a n  D a e l e -  H u n t   in Frankenthal (Pfalz)

Ernannt:

zum VzPräsOLG: VROLG Ernst Friedrich   W i l h e l m; 
zum VROLG: ROLG Alexander   S c h w a r z; zur ROLG: 
RLG Christine   S c h ü l e r; zum RLG: Ri. Stefan Michael   
K a i s e r   in Frankenthal (Pfalz); zum RAG – stVDirAG – :  
RLG Sebastian   K e i p e r   in Landau in der Pfalz; zur 
RAG: die Ri. Melina   K ö l z e r   und Daniela Claudia    
S c h i m m e l   in Kaiserslautern; zum RAG: Ri. Marcus    
P i c h l m e i e r   in Ludwigshafen am Rhein

Versetzt:

VROLG Bernd   S c h w e n n i n g e r   als VzPräsLG 
nach Frankenthal (Pfalz); RAG Peter   Z w e i g   vom AG 
Neustadt an der Weinstraße an das AG Speyer

Ausgeschieden:

Schiedsmann Siegwart   S k ö t s c h   in Speyer, Schieds-
mann Kurt Walter   M a u n t z   und stellv. Schiedsmann 
Karlheinz   C h r i s t   in Grünstadt

Ruhestand:

VzPräsOLG Ulf   P e t r y, JAmtsrätin Evelin  W a l t e r   
und SozRätin Hildtrud   S t r a u ß   in Kaiserslautern, 
JAmtsrat Rolf   K ö n i g   in Kandel, OGerVollz. Michael  
R i n k   in Rockenhausen, die JInsp. Claudia   S c h e r e r    
in Kaiserslautern und Erika   M a y e r   in Germersheim, 
JInsp. Hartwig   E n t e n m a n n   und JHSekr. Jutta    
D u i s b e r g   in Pirmasens

S t a a t s a n w a l t s c h a f t e n

40-jähriges Dienstjubiläum:

Justizbeschäftigte Silvia   A r n o l d   in Kaiserslautern

25-jähriges Dienstjubiläum:

OStA – stVLOStA – Kristine   G o l d m a n n   in Zwei-
brücken

Versetzt:

JInsp. Julia   S z a l a c i n s k i   in Landau in der Pfalz 
an die Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz in 
Speyer

Justizvollzugsanstalten

40-jähriges Dienstjubiläum:

RegRätin Petra   F u n k   b.d. JSA Schifferstadt, RegRat 
Stephan   S t i c h t   b.d. JVA Zweibrücken

25-jähriges Dienstjubiläum:

RegAmtfrau Antje   W i l k e – K u t s c h e r   b.d. JVA 
Rohrbach, JVollzInsp. mit Amtszulage Thomas   H u b e r   
b.d. JSA Schifferstadt; JVollzInsp. Horst   B e c k e r   b.d. 
JVA Wittlich
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Ernannt:
zum RegInsp.: die RegHSekr. Thomas   G r i e b e l   und 

Jürgen   H ö r t h   b.d. JVA Koblenz; zur JVollzInsp. mit 
Amtszulage: JVollzInsp. Ute   N e u m ü l l e r   b.d. JVA 
Zweibrücken; zum JVollzInsp. mit Amtszulage: die JVollz 
Insp. Stefan   B o r s o i, Bernd   J o s t   und Michael    
U r s c h e l   b.d. JVA Zweibrücken; zur JVollzInsp.: 
die JVollzHSekr. Diane   K u r z   b.d. JVA Koblenz und 
Tanja   O b s t   b.d. JVA Zweibrücken; zum JVollzInsp.: 
die JVollzHSekr. Christoph   D o n a u e r   und Michael    
S c h i e b e r   b.d. JVA Zweibrücken; zum JVollzInsp. 
im Werkdienst: die JVollzHSekr. im Werkdienst Jürgen    
H a r t m a n n, Andreas   M a u r e r   und  Stefan   S c h e r e r    
b.d. JVA Zweibrücken; zum Hauptwerkmeister: Werk-
meister Holger  K i t t o   b.d. JVA Zweibrücken; zur JVollz 
HSekr.: die JVollzOSekr. Janine   F i s c h e r   und Bianca   
V o g e l g e s a n g   b.d. JVA Zweibrücken; zum JVollz 
HSekr.: die JVollzOSekr. Francesco   K o s c h e, Frank    
S c h m i d t, Stephan   R e i n h a r d t, Sebastian   R e i s   b.d. 
JVA Koblenz und Marco   F r i t z  , Torsten H o c h r e i t e r ,  
Christopher  H ü t h e r, Steffen  L e i e n b e r g e r  , Chris-
tian   P i r r o  , Florian   S t a u c h , Wladimir   U d r a s   
b.d. JVA Zweibrücken

Ruhestand:

LtdMedDir. Dr. Ludwig   S c h m i d t   b.d. JVA 
Zweibrücken, die JVollzInsp. Harald   N ö l l g e, Gerd    
S c h m i d t, Jörg   W o l f   b.d. JVA Diez, Ursula   S a b e l   
und Dieter   P e l i k a n   b.d. JVA Koblenz

Verwaltungsgerichte

Ernannt:

zur RVG: Ri. Kerstin   W a r h a u t   in Koblenz; zum 
RVG: die Ri. Dr. David Jonas   K u h n   und  Max Frederik   
W o l f   in Koblenz

Versetzt:

VRVG Dr. Michael   T r é s o r e t   vom VG Trier an das 
VG Neustadt an der Weinstraße

Sozialgerichte

Ernannt:

zur VzPräsSG: RSG Simin   N a m i n i   in Trier; zur 
RLSG: RSG Kerstin Susanne   K u r r a t

Ruhestand:

VzPräsSG Gisela   L a u e r   in Trier, RSG Josef    
G r a j e w s k i   in Koblenz

Stellenausschreibungen

- vgl. Nummer 2 der VV JM vom 25. Juni 1990 (2010 - 1 
- 14/90) - JBl. S. 120 -

Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stel-
len:

1,0 Stelle für die Direktorin oder den Direktor des 
Arbeitsgerichts (m/w/d) bei dem Arbeitsgericht 
Mainz

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht – als die ständige Vertreterin oder der 
ständige Vertreter einer Direktorin – (m/w/d) bei 
dem Amtsgericht Andernach

2,0 Stellen für Richterinnen oder Richter am Oberlan-
desgericht (m/w/d) bei dem Oberlandesgericht Ko-
blenz

1,0 Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Landgericht (m/w/d) bei 
dem Landgericht Trier

2,0 Stellen für Richterinnen oder Richter am Landge-
richt (m/w/d) bei dem Landgericht Kaiserslautern

1,0 Stelle für eine Staatsanwältin oder einen Staats-
anwalt (m/w/d) bei der Staatsanwaltschaft Kai-
serslautern

1,0  Stelle für eine Staatsanwältin oder einen Staatsan-
walt (m/w/d) bei der Staatsanwaltschaft Landau 
in der Pfalz

2,0  Stellen für Richterinnen oder Richter am Amtsge-
richt (m/w/d) bei dem Amtsgericht Trier

Die Stellen sollen mit Ernennungsbewerberinnen 
oder Ernennungsbewerbern (Richterinnen oder 
Richter auf Probe) besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Worms

Die Stelle soll mit einer Versetzungsbewerberin 
oder einem Versetzungsbewerber besetzt werden.

1,0  Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Lud-
wigshafen am Rhein

0,5  Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Grün-
stadt

Ausgeschriebene Stellen können auch als Teilzeitstellen 
(75 v.H. oder 50 v.H.) besetzt werden, soweit nicht im Ein-
zelfall zwingende dienstliche Belange entgegenstehen (§ 7 
Abs. 2 LGG, § 5 Abs. 1 LRiG i.V. mit § 11 Abs. 1 Satz 1,  
2. Halbsatz LBG). Soweit sich Richterinnen oder Richter 
(m/w/d) unter Angabe des entsprechenden vom-Hundert-
Satzes auf eine Stelle in Teilzeitform bewerben, kann die 
Bewerbung nur berücksichtigt werden, wenn die Richterin 
oder der Richter (m/w/d) zugleich zustimmt, mit Beginn 
oder bei Änderung der Teilzeitbeschäftigung und beim 
Übergang zur Vollzeitbeschäftigung auch in einem ande-
ren Gericht desselben Gerichtszweiges verwendet zu wer-
den. Unabhängig davon sind Bewerbungen auf eine Stelle 
in Teilzeitform die sonstigen Erklärungen zum Vorliegen 
der Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1, § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
LRiG, § 75 Abs. 1 und 2 LBG und die Dauer der beantrag-
ten Teilzeitbeschäftigung beizufügen.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass bei Beset-
zung einer Vollzeitstelle mit einer Teilzeitkraft (50 v.H.) 
die ,,zweite“ Hälfte der Stelle ohne weitere Ausschreibung 
gleichzeitig besetzt werden kann; Entsprechendes gilt für 
sich anderweitig ergebende Bruchteile ( 75 v.H.).

Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen sind er-
wünscht.

____________________________________

Im Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz ist die Stelle

der Leitung der Abteilung 4
– Strafrecht –

zu besetzen.

Zum Aufgabengebiet gehört die Abteilungsleitung mit 
sämtlichen Bereichen des Straf- und Strafverfahrensrechts 
einschließlich der Nebengebiete sowie der Fachaufsicht 
über die Staatsanwaltschaften.

Wir suchen eine besonders qualifizierte Persönlichkeit 
mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbil-
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dung und der Befähigung zum Richteramt. Erforderlich 
sind mehrjährige Berufserfahrung im richterlichen und/
oder staatsanwaltschaftlichen Dienst sowie mehrjährige 
Erfahrungen in Justizverwaltungsangelegenheiten insbe-
sondere bei einer obersten Landesbehörde. Vorausgesetzt 
werden fundierte Kenntnisse auf dem Gebiet der Straf-
rechtspflege und des Strafverfahrensrechts sowie Kennt-
nisse in Gesetzgebungsangelegenheiten und der Justiz-
strukturen.

Wir erwarten weit überdurchschnittliche Leistungs-
bereitschaft, hohe Motivation, strategisches Denkvermö-
gen, Kommunikationsfähigkeit, Verhandlungsgeschick 
und Durchsetzungsvermögen. Kooperativer Führungsstil, 
Teamfähigkeit und hohe Integrationskraft setzen wir vo-
raus. Aufgeschlossenheit gegenüber Reformen und wirt-
schaftlicher Denk- und Handlungsweise sind uns ebenso 
wichtig wie ein ausgeprägtes Verständnis für justizpoliti-
sche Zusammenhänge.

Im Hinblick auf die hohen Anforderungen und die he-
rausgehobene Position kommen nur Bewerberinnen und 
Bewerber (m/w/d) in Betracht, die bereits ein Amt der Be-
soldungsgruppe R 3 oder B 3 LBesO oder höher innehaben 
sowie entsprechend eingruppierte Beschäftigte.

In Umsetzung der Selbstverpflichtung „Die Landesre-
gierung - ein familienfreundlicher Arbeitgeber“ bieten wir 
sehr gute Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Das Land fördert aktiv die Gleichstellung 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir wünschen uns 
daher ausdrücklich Bewerbungen aus allen Altersgruppen 
unabhängig von Geschlecht, einer Behinderung, dem eth-
nischen Hintergrund, der Religion, Weltanschauung oder 
sexuellen Identität. Bewerbungen von Frauen werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung vor-
rangig berücksichtigt. Schwerbehinderte werden bei sonst 
gleicher fachlicher und persönlicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. Die zu besetzende Stelle erlaubt grundsätz-
lich die Reduzierung der Arbeitszeit in geringem Umfang. 
Gehen entsprechende Bewerbungen ein, wird geprüft, ob 
der Verringerung der Arbeitszeit im Rahmen der dienstli-
chen Möglichkeiten entsprochen werden kann. 

Bewerbungen werden innerhalb von zwei Wochen un-
mittelbar erbeten an das 

Ministerium der Justiz 
– Personalreferat –

Ernst-Ludwig-Straße 3
55116 Mainz.

              ____________________________________

Bei dem Oberlandesgericht Koblenz ist zum nächstmög-
lichen Termin die Stelle

einer Fachberatung Umsatzsteuer 
(insbes. § 2b UStG) (m/w/d)

zu besetzen.

Das Aufgabengebiet der Fachberatung umfasst insbe-
sondere

• Fortentwicklung und organisatorische sowie technische 
Umsetzung eines Konzeptes zur Besteuerung juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts, insbesondere 
nach § 2b UStG im Bereich der Gerichte einschließlich 
der Gerichtvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher, der 
Staatsanwaltschaften, der Deutschen Richterakademie, 
der Justizvollzugseinrichtungen und des Ministeriums 
der Justiz (dezentrale Organisationseinheiten),

• Ermittlung, Prüfung sowie Beurteilung der umsatz-
steuerrechtlich relevanten Tatbestände und Geschäfts-

vorfälle im Bereich der dezentralen Organisationsein-
heiten sowie Mitarbeit bei der Prüfung und Gestaltung 
von Verträgen und Sachverhalten aus steuerrechtlicher 
Sicht, 

• Beratung der dezentralen Organisationseinheiten in 
steuerrechtlichen Angelegenheiten, bei betriebswirt-
schaftlichen Fragestellungen sowie Buchführungsfra-
gen,

• Beratung und Mitwirkung bei der Erstellung von Um-
satzsteuervoranmeldungen, Umsatzsteuererklärungen 
sowie steuerlichen Betriebsprüfungen und Rechtsbe-
helfsverfahren, 

• Beteiligung am Aufbau, der Weiterentwicklung und 
Überwachung eines Tax-Compliance-Management-
Systems (TCMS) inkl. Anpassung der Geschäftsprozesse 
im Bereich der Organisationseinheiten der Justiz,

• Erarbeitung und Weiterentwicklung von Leitfäden und 
Durchführung von Schulungen zum Steuerrecht, insbe-
sondere zum Umsatzsteuerrecht im Bereich der Organi-
sationseinheiten der Justiz, 

• Austausch mit anderen Landesjustizverwaltungen und 
dem Beratungsreferat des Ministeriums der Finanzen zu 
steuerrechtlichen Fragestellungen.

Wir erwarten:

• ein mit einem Diplom, Mastergrad oder einem gleich-
wertigen Abschluss abgeschlossenes Hochschulstudium 
der Rechts- oder Wirtschaftswissenschaften,

• sehr gute Kenntnisse und Erfahrungen im Steuerrecht; 
insbesondere von Vorteil sind Vorerfahrungen bei der 
Ertrags- und Umsatzbesteuerung von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts,

• fundierte Kenntnisse im Bereich der ordnungsgemäßen 
Buchführung,

• Kenntnisse im Projektmanagement,

• Zuverlässigkeit, schnelle Auffassungsgabe, eigenver-
antwortliches, strukturiertes und prozessorientiertes 
Arbeiten sowie analytisches Denkvermögen,

• Freude im Umgang mit komplexen rechtlichen und ab-
gaberelevanten Sachverhalten und deren Lösung im 
Team,

• Fähigkeit zu serviceorientiertem Denken und Handeln,

• ein hohes Maß an Selbstständigkeit und Eigeninitiative,

• Teamfähigkeit, Flexibilität und Kommunikationsfähig-
keit,

• Einarbeitung in justizielle Fachgebiete,

• Bereitschaft zur Teilnahme an und Leitung von Projek-
ten und Arbeitsgruppen,

• Bereitschaft zur ständigen Fortbildung,

• Mobilität,

• Bereitschaft zu regelmäßigen auch mehrtägigen Dienst-
reisen.

Wir bieten Ihnen:

• einen krisensicheren Arbeitsplatz, bevorzugt am Stand-
ort Koblenz in zentraler, gut erreichbarer und attrakti-
ver Lage,

• interessante und anspruchsvolle Aufgabenstellungen,

• ein sehr gutes Betriebsklima in einem hoch motivierten 
Umfeld,

• eigenverantwortliche Tätigkeit,
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• moderner Arbeitsplatz mit flexiblen Arbeitszeitmodel-
len auch im Homeoffice,

• qualifizierte Weiterbildungsmöglichkeiten,

• ein familienfreundliches Arbeitsumfeld.

Die Beschäftigung erfolgt in einem unbefristeten Voll-
zeit-Arbeitsverhältnis nach dem Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und ist nach Ent-
geltgruppe 13 bewertet. Bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen ist eine Übernahme in das Beamtenverhältnis nach 
Besoldungsgruppe A 13 (4. Einstiegsamt) der Landesbesol-
dungsordnung A möglich.

In Umsetzung der Selbstverpflichtung „Die Landesre-
gierung – ein familienfreundlicher Arbeitgeber“ bietet das 
Oberlandesgericht Koblenz sehr gute Rahmenbedingun-
gen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Das Land 
Rheinland-Pfalz fördert aktiv die Gleichstellung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir wünschen uns da-
her ausdrücklich Bewerbungen aus allen Altersgruppen 
unabhängig von Geschlecht, einer Behinderung, dem eth-

nischen Hintergrund, der Religion, Weltanschauung oder 
sexuellen Identität. Bewerbungen von Frauen werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung vor-
rangig berücksichtigt. Schwerbehinderte werden bei sonst 
gleicher fachlicher und persönlicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt.

Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 10. September 
2023 an das

Ministerium der Justiz
Rheinland-Pfalz-

- Personalreferat –
Ernst-Ludwig-Straße 3

55116 Mainz

____________________________________

1 Stelle für eine Notarin oder einen Notar (m/w/d) in 
Wörrstadt (Nachfolgestelle Notar Feth)
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